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Auf Grund des § 3 Absatz 3 Satz 2 des Allgemeinen Zuständig-
keitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 
1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Gesetz vom 18. Dezem-
ber 2012 (GVBl. S. 530) geändert worden ist, wird im Einverneh-
men mit den Bezirken verordnet:

Artikel I
§ 1 Nummer 4 der Verordnung über die Zuständigkeit für einzelne 
Bezirksaufgaben vom 5. Dezember 2000 (GVBl. S. 513), die zuletzt 
durch Verordnung vom 26. August 2008 (GVBl. S. 242) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„4.	 der Bezirk Steglitz-Zehlendorf für
a)	 die Wahrnehmung der Belegungsrechte für die mit 

Arbeitgeber- oder Familienheimdarlehen des Landes 
Berlin oder aus ERP-Mitteln geförderten Wohnungen,

b)	 die Vormundschaften und Pflegschaften für minderjähri-
ge Ausländerinnen und Ausländer, die keinem Staat der 

Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I 
S. 1509), in Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für das Grundstück Potsdamer Straße 163 im Bezirk Tempelhof-

Schöneberg, Ortsteil Schöneberg, für das das Bezirksamt neben an-
deren Grundstücken die Aufstellung eines Bebauungsplans be-
schlossen hat, tritt eine Veränderungssperre gemäß § 14 des 
Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereiches der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsicht-
nahme beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin, Abtei-
lung Gesundheit, Soziales, Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt, 
Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bauaufsicht und Untere 
Denkmalschutzbehörde, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 
und 3 des Baugesetzbuchs) und 

Europäischen Union angehören, ohne ihre Personensor-
geberechtigten in Deutschland Schutz suchen und ihren 
gewöhnlichen oder tatsächlichen Aufenthalt im Land 
Berlin haben,“

Artikel II

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 4. Juni 2013

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t
Regierender Bürgermeister

Sandra S c h e e r e s
Senatorin für Bildung, Jugend 

und Wissenschaft

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich 
gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin gel-
tend machen; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für 
die Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt 
worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. Juni 2013

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

Angelika S c h ö t t l e r
Bezirksbürgermeisterin

Dr. Sibyll K l o t z
Bezirksstadträtin

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die Zuständigkeit für einzelne Bezirksaufgaben 

Vom 4. Juni 2013

Verordnung
über die Veränderungssperre XI-101y/63 

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg
Vom 4. Juni 2013
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Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 
2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. Novem-
ber 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. No-
vember 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 5-79 VE vom 23. Mai 

2011 für eine Teilfläche des Grundstücks Kladower Damm 299, 
Ecke Neukladower Allee 2 und 4 im Bezirk Spandau, Ortsteil Kla-
dow, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen, Umwelt-
schutz und Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklungsamt – Fachbe-
reich Vermessung und Geoinformation, beglaubigte Abzeichnungen 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen, Umweltschutz und 
Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklungsamt – Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei 
eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. Juni 2013

Bezirksamt Spandau von Berlin

K l e e b a n k
Bezirksbürgermeister

R ö d i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 5-79 VE 

im Bezirk Spandau, Ortsteil Kladow
Vom 4. Juni 2013
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